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Alexander Sturm

LNG-Terminal auf Rügen genehmigt

Mit dem Terminal auf Rügen gibt es künftig einen weiteren Hafen, über den Flüssigerdgas nach
Deutschland kommen kann. Doch das Projekt auf der Urlaubsinsel ist heftig umstritten.
Auf Rügen kann Flüssigerdgas angelandet und nach
der Umwandlung in Gas in das deutsche Verteilnetz
eingespeist werden. Das Staatliche Umweltamt Vor-
pommern genehmigte nach Angaben des Umweltmi-
nisteriums in Schwerin den Regelbetrieb des Termi-
nals im Hafen von Mukran. Das umstrittene Terminal
an der Ostküste der Ostseeinsel befindet sich bereits
im Probebetrieb. Künftig sollen dort zwei sogenann-
te Regasifizierungsschiffe Flüssigerdgas aufnehmen,

umwandeln und über eine etwa 50 Kilometer lange
Pipeline in der Ostsee zum Einspeisepunkt in Lubmin
bei Greifswald leiten.

KritikerwiedieDeutscheUmwelthilfebezweifeln, dass
dieses Terminal notwendig ist, um Deutschland mit
ausreichend Gas zu versorgen. Wie Touristiker und
Kommunalpolitiker sehen sie dieGefahr, dassÖkosys-
teme vor und auf Rügen unnötig belastet werden.
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Thomas Faltin

Die Castoren bleiben noch Jahrzehnte

Atomausstieg Seit einem Jahr ist Neckarwestheim 2, der letzte Reaktorblock Baden-Württembergs,
abgeschaltet. Wie weit ist der Rückbau bereits fortgeschritten? Ziemlich sicher ist auf jeden Fall: das
radioaktive Material wird nochmindestens bis 2046 vor Ort gelagert.

Neckarwestheim. Das Herunterfahren der letzten
drei deutschen Kernreaktoren Emsland, Isar 2 undNe-
ckarwestheim 2 vor einemJahr haben vieleMenschen
als historisches Ereignis gefeiert – was seither passiert
ist, verfolgen die meisten aber nicht mehr. Dabei dau-
ert es zehn bis 15 Jahre, bis ein Atomkraftwerk zu-
rückgebaut sein wird. Und der Standort für ein Endla-
ger, das verzweifelt gesucht wird, wird nicht vor 2046
festgelegt und muss dann noch gebaut werden. Noch
mehrere Jahrzehnte lang lagert also radioaktiver Ab-
fall auch in unserer Region.

In Neckarwestheim wurde der erste Reaktorblock, of-
fiziell GKN I genannt, schon 2011 stillgelegt; er wurde
nachdemUnfall in Fukushima abgeschaltet. Der zwei-
te Neckarwestheimer Reaktor, GKN II, produziert seit
genau einem Jahr keinen Strommehr. Bereits wenige
Tage nach dem 15. April 2023 seien die 183 Brennele-
mente aus demHerzstück des Kraftwerkes, demReak-
tordruckbehälter, in das daneben liegende Lagerbe-
cken überführt worden, sagt Lutz Schildmann von der
EnBW,diedasKernkraftwerkbetreibtundauch fürden
Rückbau verantwortlich bleiben wird.

Dort werden die Brennelemente drei bis vier Jahre
lang, im Wasser liegend, gekühlt. Erst dann können
sie in das Zwischenlager gebracht werden, das sich
auf demGelände in Neckarwestheim befindet undwo
die Castoren, in die die Brennelemente eingeschlos-
sen sind, so lange bleiben, bis das Endlager fertig ist.
Dieses Depotwird vonder Bundesgesellschaft für Zwi-
schenlagerung betrieben; damit hat die EnBW nichts
mehr zu tun. Insgesamt sind dort derzeit 99 von 151
genehmigten Plätzen belegt.

Daneben hat die EnBW im GKN II bereits die inneren
Bereiche des Reaktors dekontaminiert. Dabei werden
Rohrleitungen und andere Materialien mit Chemika-
lien behandelt; so können 99 Prozent der Radioakti-
vität entfernt werden. Die Schlacke ist dann natürlich
hochradioaktiv. Aktuell, so Lutz Schildmann, werde
das Innere dieses Primärkreislaufs einer Hochdruck-

reinigung unterzogen, dann folge die Entfernung der
äußeren Isolierung der Rohrleitungen.

Im älteren Reaktor von Neckarwestheim, wo man seit
2017 am Rückbau arbeitet, ist man naturgemäß deut-
lich weiter. Der Reaktordruckbehälter ist dort bereits
vollständig demontiert, auch im nicht radioaktiv ver-
strahlten Maschinenhaus sind die Arbeiten weitge-
hend abgeschlossen.

Obrigheim, der 1968 als ältester ReaktorWestdeutsch-
lands in Betrieb gegangen war, läuft bereits seit 2005
nicht mehr. Dort sind Reaktorgebäude und Maschi-
nenhaus entkernt. Steffen Becker, der Sprecher des
Umweltministeriums, rechnet damit, dass Obrigheim
„Mitte dieses Jahrzehnts“ aus der atomrechtlichen
Überwachung entlassen werden kann – dann wäre
der erste Rückbau eines Atomkraftwerkes in Baden-
Württemberg abgeschlossen. In Philippsburg wurden
die Reaktoren 2011 und 2019 abgeschaltet. Dort läuft
der Rückbau ebenfalls noch.

Größere Zwischenfälle habe es bisher bei diesen Ar-
beiten an den fünf Reaktoren nicht gegeben, sagt Stef-
fen Becker: „Aufsichtliche Maßnahmen zum Beispiel
in Form von Anordnungen waren bisher nicht erfor-
derlich.“ Alle meldepflichtigen Ereignisse, wenn et-
wa eine Säureleitung undicht geworden ist oder ei-
ne Brandschutzklappe nicht schließt, werden auf den
Seiten des Umweltministeriums veröffentlicht. In Fes-
senheim direkt am französischen Rheinufer war es da-
gegen 2014 zu einemWassereinbruch gekommen, bei
dem auch der Reaktor betroffen war. Die Fundamente
könnten deshalb strahlenbelastet sein, vermutet Stef-
fen Becker. Dieses AKW betreibt die französische EdF.

Zwischenlager für hochradioaktiven Abfall, vor allem
für die Brennelemente, gibt es im Südwesten in Phil-
ippsburg und Neckarwestheim; schwach- und mittel-
radioaktive Materialien, etwa Metalle oder Beton, wer-
den zudem auch in Obrigheim und in Karlsruhe ge-
lagert; in letzterem geht es um die Reste von For-
schungsreaktoren. Insgesamt stehen hier Kapazitäten
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für weit mehr als 100 000 Kubikmeter Material zur
Verfügung, der überwiegende Teil in Karlsruhe, das
deutschlandweit das größte Zwischenlager dieser Art
darstellt.

Auch die Inbetriebnahme des Endlagers für diese
schwach- und mittelradioaktiven Abfälle im Schacht
Konrad bei Salzgitter verzögert sich. Das neue Ziel ist
Anfang der 2030er Jahre. Ein unmittelbares Problem
sei diese Verzögerung nicht, sagt Steffen Becker. Al-
lerdings müsse das Lager in Karlsruhe auch deswe-
gen erweitert werden, was mit höheren Kosten ver-
bunden sei, die aus Steuergeldern zu begleichen sei-
en. Tatsächlich haben die Betreiber der Atomkraftwer-
ke 2017 insgesamt 24,3 Milliarden Euro an den Staat
gezahlt, um sich aus der Pflicht der Endlagerung frei-
zukaufen. So hoch schätzte man damals die Gesamt-
kosten ein. Heute geht die Bundesregierung bis zum
Jahr 2100 von Kosten in Höhe von 170 Milliarden Euro
aus. Man hoffe aber, diese Gelder aus dem gebildeten
Fonds erwirtschaften zu können.

Thekla Walker, die grüne Umweltministerin des Lan-
des, sieht das allerdings ganz anders. Sie sagt: „Die
nuklearenHinterlassenschaftenentlarvendenMythos
von Atomkraft als billiger Energie. Die sicherere Lage-

rung von radioaktivem Müll kosten die Energieunter-
nehmen und den Staat Milliarden. Diese Kosten be-
lasten Stromkunden und Steuerzahler noch auf Jahr-
zehnte.“

Den eigentlichen Rückbau der Atomkraftwerke bezah-
len tatsächlich die Betreiber selbst. Die EnBW veran-
schlagte vor drei Jahren die Gesamtkosten für die fünf
Reaktoren im Südwesten auf 7,5 Milliarden Euro. Der-
zeit gehe man von zehn Milliarden Euro aus, so Lutz
Schildmann.

Franz Wagner vom Bund der Bürgerinitiativen Mittle-
rer Neckar sieht jedenfalls leider seine Arbeit nicht
ausgehen. Der Verein werde sich keinesfalls auflö-
sen nach der Abschaltung der Kernkraftwerke. So sei
zum Beispiel unklar, ob die Castoren noch funktions-
und transportfähig seien, wenn sich die Eröffnung
des Endlagers weiter verzögere. Teilweise würden
auch Großkomponenten von Philippsburg nach Ne-
ckarwestheim gebracht, um sie zu zerlegen. Darunter
könnten hochradioaktive Teile sein, so Wagner. Lutz
Schildmann widerspricht dem. Und auch, dass man-
che schwachradioaktive Materialien in der Region de-
poniertwerden sollen,wirddieKernkraftgegnerweiter
beschäftigen.
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Lorenz Storch

WEBLINK

Atommüll-Endlager: Wie weit ist Deutschland bei der Suche?

Vor zehn Jahren gab es bei der Suche nach einemAtommüll-Endlager in Deutschland einenNeustart:
Der Bundestag setzte eine Kommission ein, die Kriterien für ein Suchverfahren auf einer ”weißen
Landkarte” ausarbeiten sollte. Der Weg ist noch weit.

Nach rein geologischen Kriterien den besten Standort
für das deutsche Atommüll-Endlager finden, das war
der Auftrag. Die Endlager-Kommission lieferte zwei
Jahre, nachdem sie vor zehn Jahren damit beauftragt
worden war, eine Reihe von Kriterien, nach denen die
Auswahl dieses Standorts stattfinden soll. Die Vorga-
ben sind anspruchsvoll: Neubeginn der Suche auf ei-
ner ”weißen Landkarte”, und die Suche nicht nur nach
einem geeigneten, sondern nach dem am besten ge-
eigneten Standort. Sichere Aufbewahrung für eineMil-
lion Jahre. Das heißt: Prinzipiellmuss die damit beauf-
tragte Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) ganz
Deutschland absuchen.

Endlager: dem Zeitplan um Jahrzehnte hinterher

Das dauert. 2031 sollte – laut Standortauswahlgesetz
– der Standort für das Endlager eigentlich feststehen.
Doch schonwährend der Arbeit der Endlagerkommis-
sion nannten das viele illusorisch. Inzwischen ist der
Zeitplan auch offiziell gesprengt. Frühestens Ende der
2040er Jahre, vielleicht aber auch noch zwanzig Jah-
re später, kann erst der Endlager-Standort feststehen,
schätzt die BGE. Das kann bedeuten: Ein funktionsfä-
higesEndlager hatDeutschlanderst imnächstenJahr-
hundert.

Nächsten fünf Jahre wichtig für die Zukunft des
Atommülls

Eva Bayreuther organisiert die Bürgerbeteiligung an
der Endlagersuche mit, sie arbeitet für eine Koordi-
nierungsstelle, mit der sich die oberfränkischen Land-
kreise in das Verfahren einschalten. Sie findet den un-
klaren Zeitplan problematisch: ”Die Zahlen, wann das
Endlager gefundensein soll, schwanken ja teilweise60
Jahre rauf und runter. Deshalb würde ich sagen, wir
konzentrieren uns auf dasNaheliegende, unddas sind
die kommenden fünf Jahre.”

Nur eineHandvoll Standortregionenwerdenwei-

ter untersucht

In den kommenden fünf Jahren nämlich will die BGE
für die Endlagerung ungeeignete Gebiete nach und
nach ausschließen. So soll die Suchfläche für das End-
lager von jetzt noch 54 Prozent des Bundesgebiets auf
wahrscheinlich unter ein Prozent eingegrenzt werden.
Nur eine Handvoll Regionen bleibt dann übrig.

Staatsregierung sieht keinen geeigneten Stand-
ort in Bayern

Für die bayerische Staatsregierung allerdings war oh-
nehin stets klar: Der geeignetste Standort für ein End-
lager auf deutschem Boden wird auf keinen Fall in
Bayern sein. CSU und Freie Wähler haben das auch
bereits zwei Mal in ihren Koalitionsverträgen festge-
schrieben: ”Wir sind überzeugt, dass Bayern kein geo-
logisch geeigneter Standort für ein Atomendlager ist.”
Diese politische Ansicht untermauert die Staatsregie-
rungallerdingsauchmitwissenschaftlichenArgumen-
ten. Das Granitgestein, welches in Bayern den Groß-
teil der Suchfläche für das Endlager ausmacht, ist
zerklüftet. Um Atommüll darin sicher einzuschließen,
braucht es – anders als beispielsweise im Salz – zu-
sätzliche menschengemachte Barrieren. Und hier hat
Bayern in einem Sondervotum zum Abschlussbericht
der Endlagerkommission deutlich gemacht: ”Ein End-
lager, dessen Sicherheit über eine Million Jahre auf
technischen Barrieren beruhen soll, kann nicht die
bestmögliche Sicherheit darstellen.”

Skepsis in Norddeutschland

Diese bayerische Haltung kommt vor allem in Nord-
deutschland nicht gut an. Denn dort sind Salz- und
Tonformationen verbreitet – die Alternativen zumGra-
nit als sogenanntes ”Wirtsgestein” für ein Endlager.
Den norddeutschen Ländern war es deshalb wichtig,
dass der Granit gleichberechtigt mit untersucht wird.
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ImHerbst verändert sich die Landkarte für Endla-
ger

Und so sind – Stand heute – zwei Drittel Bayerns noch
immer offiziell im Rennen für das Endlager – fast alle
Regionen nördlich der Donau. Was sich aber bald än-
dern könnte, betont Eva Bayreuther, denn ab Herbst
dieses Jahres wird die BGE jährlich neue Zwischen-
stände der Endlagersuche veröffentlichen, und dabei

ungeeignete Gebiete ausschließen. ”Dann wird sich
die Landkarte verändern”, betont Bayreuther – zum
ersten Mal seit der Vorstellung des ”Zwischenberichts
Teilgebiete” imSeptember2020.Dassallebayerischen
Regionen schon in der ersten Phase der Suche, bis En-
de dieses Jahrzehnts, ausscheiden werden – wie sich
das die Staatsregierung wünscht – gilt jedoch als eher
unwahrscheinlich.
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